
Material  
für Fachkräfte

Kinderrechte
im Unterricht und in der Schule 

Kinderrechte sind Menschenrechte. Sie wurden formuliert, um alle Kinder von  
0 bis 18 Jahren mit ihren besonderen Anforderungen und Bedürfnissen zu schützen,  
zu beteiligen und zu fördern. Wie in fast allen Staaten der Welt sind die  
Kinderrechte in Deutschland geltendes Recht. Deutschland hat sich bereits 1992 
dazu verpflichtet, die Kinderrechte bekannt zu machen und umzusetzen. Neben 
dem Elternhaus sind dabei insbesondere Bildungseinrichtungen gefragt: zum 
Beispiel durch aktives Leben der Kinderrechte im Schulalltag und die Vermittlung 
im Unterricht. So werden Kinder und Jugendliche an einem für sie wichtigen 
Lebensort nachhaltig darin bestärkt, auch selbst für ihre Rechte – und die anderer 
Menschen – einzutreten. 

Die vorliegende Broschüre enthält eine kurze Einführung zu Kinderrechten,  
die UN-Kinderrechtskonvention sowie alltagsnahe Fallbeispiele für den Unterricht.  
So bietet dieses Arbeitsmaterial eine gute theoretische Grundlage für das 
gemeinsame Lernen und Leben von Kinderrechten in der Schule.

Für Schulleitungen, Lehrkräfte und pädagogische Fachkräfte
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Grundprinzipien der Kinderrechte 

Den Kinderrechten liegen vier zentrale Prinzipien zugrunde, die sich in den Artikeln 2, 3, 6 und 12 wiederfinden:

Gleichbehandlung ( Artikel 2 )
Alle Rechte gelten ausnahmslos für alle Kinder unabhängig von 
Alter, Geschlecht oder Herkunft. Demnach haben beispiels­
weise nicht-deutsche Kinder in Deutschland dasselbe Recht 
auf ärztliche Versorgung oder Schulbesuch wie Kinder mit 
deutscher Staatsbürgerschaft.
 
Vorrang für das Kindeswohl ( Artikel 3 )
Staat und Eltern müssen bei allen Entscheidungen die Be­
dürfnisse von Kindern berücksichtigen und das Kindeswohl 
in den Vordergrund stellen. Das kann zum Beispiel den Bau 
einer neuen Straße betreffen oder die Entscheidung eines 
Familiengerichtes.

Leben und Entwicklung ( Artikel 6 )
Alle Kinder haben ein Recht auf Leben, Überleben und best­
mögliche Entwicklungschancen. Daraus folgt beispielsweise, 
dass mögliche herkunftsbedingte Bildungsnachteile in Kitas 
und Schulen durch gesonderte Förderung ausgeglichen wer­
den müssen.
 
Mitbestimmung ( Artikel 12 )
Die Meinungen von Kindern müssen bei sie betreffenden An­
gelegenheiten gehört und angemessen entsprechend ihres 
Alters und ihrer Reife berücksichtigt werden. Dies betrifft 
zum Beispiel schulische Regelungen, Stadtplanungen oder 
familiäre Fragen.

Umsetzung in Deutschland

In Deutschland hat die UN-Kinderrechtskonvention den 
Rang eines einfachen Bundesgesetzes und steht somit über 
den Landesgesetzen. Die Regierung muss alle fünf Jahre 
einen Staatenbericht zur Umsetzung der Kinderrechte beim 
UN-Ausschuss für die Rechte des Kindes in Genf vorlegen. So 
kann dieser sich regelmäßig über Fortschritte und Schwierig­
keiten informieren und weitere Maßnahmen zur Umsetzung 
der Kinderrechte in Deutschland empfehlen.

Wichtige Daten der UN-Kinderrechtskonvention 

20. November 1989:
Die Kinderrechtskonvention wird von der Generalversammlung 
der Vereinten Nationen verabschiedet. 

5. April 1992:
Die Kinderrechte treten in Deutschland in Kraft.

14. April 2014:
Das Individualbeschwerdeverfahren tritt in Kraft. Kinder kön­
nen sich nun an den Ausschuss der Vereinten Nationen für 
die Rechte des Kindes in Genf wenden, wenn ihre Rechte vom 
Staat verletzt werden.

Übereinkommen über die Rechte des Kindes

Die UN-Kinderrechtskonvention besteht aus insgesamt 54 Artikeln und ist völkerrechtlich verbindlich. Die letzten 13 Artikel 
bestimmen, wie ein Staat Kinderrechte durchsetzen soll. Die ersten 41 Artikel konkretisieren inhaltlich die Rechte von Kindern 
und Jugendlichen. Diese lassen sich in Schutzrechte, Förderungsrechte und Beteiligungsrechte unterteilen. Das bedeutet, dass 
jedes Kinderrecht einem dieser drei Bereiche zugeordnet werden kann.

Schutz: Alle Kinder sollen sicher und geschützt aufwachsen können. 
Förderung: Alle Kinder sollen sich so gut wie möglich entwickeln können. 
Beteiligung: Alle Kinder dürfen entsprechend ihres Alters und ihrer Fähigkeiten über Dinge mitentscheiden, die sie betreffen.
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Die UN-Kinderrechtskonvention  
im Wortlaut

  Artikel 1	

Geltung für das Kind; Begriffsbestimmung 

Im Sinne dieses Übereinkommens ist ein Kind jeder Mensch, 
der das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, so­
weit die Volljährigkeit nach dem auf das Kind anzuwendenden 
Recht nicht früher eintritt.

  Artikel 2	

Achtung der Kindesrechte; Diskriminierungsverbot

(1)  Die Vertragsstaaten achten die in diesem Übereinkommen 
festgelegten Rechte und gewährleisten sie jedem ihrer Ho­
heitsgewalt unterstehenden Kind ohne jede Diskriminierung 
unabhängig von der Rasse, der Hautfarbe, dem Geschlecht, 
der Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen An­
schauung, der nationalen, ethnischen oder sozialen Herkunft, 
des Vermögens, einer Behinderung, der Geburt oder des son­
stigen Status des Kindes, seiner Eltern oder seines Vormunds.
(2)  Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, 
um sicherzustellen, dass das Kind vor allen Formen der Dis­
kriminierung oder Bestrafung wegen des Status, der Tätig­
keiten, der Meinungsäußerungen oder der Weltanschauung 
seiner Eltern, seines Vormunds oder seiner Familienangehö­
rigen geschützt wird.

  Artikel 3	

Wohl des Kindes

(1)  Bei allen Maßnahmen, die Kinder betreffen, gleichviel ob 
sie von öffentlichen oder privaten Einrichtungen der sozialen 
Fürsorge, Gerichten, Verwaltungsbehörden oder Gesetzge­
bungsorganen getroffen werden, ist das Wohl des Kindes ein 
Gesichtspunkt, der vorrangig zu berücksichtigen ist. 
(2)  Die Vertragsstaaten verpflichten sich, dem Kind unter Be­
rücksichtigung der Rechte und Pflichten seiner Eltern, seines 
Vormunds oder anderer für das Kind gesetzlich verantwort­
licher Personen den Schutz und die Fürsorge zu gewährleisten, 
die zu seinem Wohlergehen notwendig sind; zu diesem Zweck 
treffen sie alle geeigneten Gesetzgebungs- und Verwaltungs­
maßnahmen.
(3)  Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass die für die Fürsor­
ge für das Kind oder dessen Schutz verantwortlichen Institu­
tionen, Dienste und Einrichtungen den von den zuständigen 
Behörden festgelegten Normen entsprechen, insbesondere 
im Bereich der Sicherheit und der Gesundheit sowie hinsicht­
lich der Zahl und der fachlichen Eignung des Personals und 
des Bestehens einer ausreichenden Aufsicht.

  Artikel 4	

Verwirklichung der Kindesrechte

Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Gesetzgebungs-, 
Verwaltungs- und sonstigen Maßnahmen zur Verwirklichung 
der in diesem Übereinkommen anerkannten Rechte. Hinsicht­
lich der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte 
treffen die Vertragsstaaten derartige Maßnahmen unter Aus­
schöpfung ihrer verfügbaren Mittel und erforderlichenfalls im 
Rahmen der internationalen Zusammenarbeit.

  Artikel 5	

Respektierung des Elternrechts

Die Vertragsstaaten achten die Aufgaben, Rechte und Pflich­
ten der Eltern oder gegebenenfalls, soweit nach Ortsbrauch 
vorgesehen, der Mitglieder der weiteren Familie oder der Ge­
meinschaft, des Vormunds oder anderer für das Kind gesetz­
lich verantwortlicher Personen, das Kind bei der Ausübung 
der in diesem Übereinkommen anerkannten Rechte in einer 
seiner Entwicklung entsprechenden Weise angemessen zu 
leiten und zu führen.

Fallbeispiel für Ihren Unterricht

zu Artikel 2 
Recht auf Gleichbehandlung

Fußball für alle! 
In der Schulpause gibt es immer Streit: Mikush,  
Tim und Leon spielen bei jeder Gelegenheit auf dem 
Fußballplatz und lassen die Mädchen aus ihrer  
Klasse nicht mitmachen. Sie behaupten, dass sie als  
Jungen besser Fußball spielen können und sie 
deswegen mehr Anrecht auf den Fußballplatz haben. 
Die Mädchen wollen aber auch dort spielen und 
finden außerdem, dass sie mindestens genauso gut 
im Fußball sind.
Gibt es für Jungen und Mädchen unterschiedliche 
Rechte und Regeln? Was steht in den Kinderrechten 
dazu?

Lies zur Beantwortung der Frage den Artikel 2 der 
UN-Kinderrechte!

Teil I, umfasst die Artikel 1 bis 41
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  Artikel 6	

Recht auf Leben 

(1)  Die Vertragsstaaten erkennen an, dass jedes Kind ein an­
geborenes Recht auf Leben hat.
(2)  Die Vertragsstaaten gewährleisten in größtmöglichem 
Umfang das Überleben und die Entwicklung des Kindes.

  Artikel 7	

Geburtsregister, Name, Staatsangehörigkeit 

(1)  Das Kind ist unverzüglich nach seiner Geburt in ein Re­
gister einzutragen und hat das Recht auf einen Namen von 
Geburt an, das Recht, eine Staatsangehörigkeit zu erwerben, 
und soweit möglich das Recht, seine Eltern zu kennen und von 
ihnen betreut zu werden.
(2)  Die Vertragsstaaten stellen die Verwirklichung dieser 
Rechte im Einklang mit ihrem innerstaatlichen Recht und mit 
ihren Verpflichtungen aufgrund der einschlägigen internatio­
nalen Übereinkünfte in diesem Bereich sicher, insbesondere 
für den Fall, dass das Kind sonst staatenlos wäre.

  Artikel 8	

Identität 

(1)  Die Vertragsstaaten verpflichten sich, das Recht des Kindes 
zu achten, seine Identität, einschließlich seiner Staatsange­
hörigkeit, seines Namens und seiner gesetzlich anerkannten 
Familienbeziehungen, ohne rechtswidrige Eingriffe zu behalten.
(2)  Werden einem Kind widerrechtlich einige oder alle Be­
standteile seiner Identität genommen, so gewähren die Ver­
tragsstaaten ihm angemessenen Beistand und Schutz mit 
dem Ziel, seine Identität so schnell wie möglich wiederher­
zustellen.

  Artikel 9	

Trennung von den Eltern; persönlicher Umgang 

(1)  Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass ein Kind nicht 
gegen den Willen seiner Eltern von diesen getrennt wird, es 
sei denn, dass die zuständigen Behörden in einer gericht­
lich nachprüfbaren Entscheidung nach den anzuwendenden 
Rechtsvorschriften und Verfahren bestimmen, dass diese 
Trennung zum Wohl des Kindes notwendig ist. Eine solche 
Entscheidung kann im Einzelfall notwendig werden, wie etwa 
wenn das Kind durch die Eltern misshandelt oder vernach­
lässigt wird oder wenn bei getrennt lebenden Eltern eine Ent­
scheidung über den Aufenthaltsort des Kindes zu treffen ist.
(2)  In Verfahren nach Absatz 1 ist allen Beteiligten Gelegen­
heit zu geben, am Verfahren teilzunehmen und ihre Meinung 
zu äußern.
(3)  Die Vertragsstaaten achten das Recht des Kindes, das 
von einem oder beiden Elternteilen getrennt ist, regelmäßige 
persönliche Beziehungen und unmittelbare Kontakte zu bei­
den Elternteilen zu pflegen, soweit dies nicht dem Wohl des 
Kindes widerspricht.
(4)  Ist die Trennung Folge einer von einem Vertragsstaat ein­
geleiteten Maßnahme, wie etwa einer Freiheitsentziehung, 
Freiheitsstrafe, Landesverweisung oder Abschiebung oder 

des Todes eines oder beider Elternteile oder des Kindes (auch 
eines Todes, der aus irgendeinem Grund eintritt, während 
der Betreffende sich in staatlichem Gewahrsam befindet), 
so erteilt der Vertragsstaat auf Antrag den Eltern, dem Kind 
oder gegebenenfalls einem anderen Familienangehörigen die 
wesentlichen Auskünfte über den Verbleib des oder der ab­
wesenden Familienangehörigen, sofern dies nicht dem Wohl 
des Kindes abträglich wäre. Die Vertragsstaaten stellen ferner 
sicher, dass allein die Stellung eines solchen Antrags keine 
nachteiligen Folgen für den oder die Betroffenen hat.

  Artikel 10	

Familienzusammenführung; grenzüberschreitende Kontakte

(1)  Entsprechend der Verpflichtung der Vertragsstaaten 
nach Artikel 9 Absatz 1 werden von einem Kind oder seinen 
Eltern zwecks Familienzusammenführung gestellte Anträge 
auf Einreise in einen Vertragsstaat oder Ausreise aus einem 
Vertragsstaat von den Vertragsstaaten wohlwollend, human 
und beschleunigt bearbeitet. Die Vertragsstaaten stellen 
ferner sicher, dass die Stellung eines solchen Antrags keine 
nachteiligen Folgen für die Antragsteller und deren Familien­
angehörige hat.
(2)  Ein Kind, dessen Eltern ihren Aufenthalt in verschiedenen 
Staaten haben, hat das Recht, regelmäßige persönliche Bezie­
hungen und unmittelbare Kontakte zu beiden Elternteilen zu 
pflegen, soweit nicht außergewöhnliche Umstände vorliegen. 
Zu diesem Zweck achten die Vertragsstaaten entsprechend 
ihrer Verpflichtung nach Artikel 9 Absatz 1 das Recht des Kin­
des und seiner Eltern, aus jedem Land einschließlich ihres 
eigenen auszureisen und in ihr eigenes Land einzureisen. Das 
Recht auf Ausreise aus einem Land unterliegt nur den gesetz­
lich vorgesehenen Beschränkungen, die zum Schutz der natio­
nalen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung (ordre public), der 
Volksgesundheit, der öffentlichen Sittlichkeit oder der Rech­
te und Freiheiten anderer notwendig und mit den anderen in 
diesem Übereinkommen anerkannten Rechten vereinbar sind.

  Artikel 11	

Rechtswidrige Verbringung von Kindern ins Ausland 

(1)  Die Vertragsstaaten treffen Maßnahmen, um das rechts­
widrige Verbringen von Kindern ins Ausland und ihre rechts­
widrige Nichtrückgabe zu bekämpfen.
(2)  Zu diesem Zweck fördern die Vertragsstaaten den Ab­
schluss zwei- oder mehrseitiger Übereinkünfte oder den Bei­
tritt zu bestehenden Übereinkünften.

  Artikel 12	

Berücksichtigung des Kindeswillens

(1)  Die Vertragsstaaten sichern dem Kind, das fähig ist, sich 
eine eigene Meinung zu bilden, das Recht zu, diese Meinung 
in allen das Kind berührenden Angelegenheiten frei zu äußern, 
und berücksichtigen die Meinung des Kindes angemessen 
und entsprechend seinem Alter und seiner Reife.
(2)  Zu diesem Zweck wird dem Kind insbesondere Gelegen­
heit gegeben, in allen das Kind berührenden Gerichts- oder 
Verwaltungsverfahren entweder unmittelbar oder durch einen 
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Vertreter oder eine geeignete Stelle im Einklang mit den inner­
staatlichen Verfahrensvorschriften gehört zu werden.

  Artikel 13	

Meinungs- und Informationsfreiheit 

(1)  Das Kind hat das Recht auf freie Meinungsäußerung; die­
ses Recht schließt die Freiheit ein, ungeachtet der Staatsgren­
zen Informationen und Gedankengut jeder Art in Wort, Schrift 
oder Druck, durch Kunstwerke oder andere vom Kind gewählte 
Mittel sich zu beschaffen, zu empfangen und weiterzugeben.
(2)  Die Ausübung dieses Rechts kann bestimmten, gesetzlich 
vorgesehenen Einschränkungen unterworfen werden, die er­
forderlich sind
a)  für die Achtung der Rechte oder des Rufes anderer oder
b)  für den Schutz der nationalen Sicherheit, der öffentlichen 
Ordnung (ordre public), der Volksgesundheit oder der öffent­
lichen Sittlichkeit.

  Artikel 14	

Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit

(1)  Die Vertragsstaaten achten das Recht des Kindes auf Ge­
danken-, Gewissens- und Religionsfreiheit.
(2)  Die Vertragsstaaten achten die Rechte und Pflichten der 
Eltern und gegebenenfalls des Vormunds, das Kind bei der 
Ausübung dieses Rechts in einer seiner Entwicklung entspre­
chenden Weise zu leiten.
(3)  Die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung zu be­
kunden, darf nur den gesetzlich vorgesehenen Einschrän­
kungen unterworfen werden, die zum Schutz der öffentlichen 
Sicherheit, Ordnung, Gesundheit oder Sittlichkeit oder der 
Grundrechte und -freiheiten anderer erforderlich sind.

  Artikel 15	

Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit

(1)  Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes an, 
sich frei mit anderen zusammenzuschließen und sich friedlich 
zu versammeln.
(2)  Die Ausübung dieses Rechts darf keinen anderen als den 
gesetzlich vorgesehenen Einschränkungen unterworfen wer­
den, die in einer demokratischen Gesellschaft im Interesse 
der nationalen oder der öffentlichen Sicherheit, der öffentli­
chen Ordnung (ordre public), zum Schutz der Volksgesundheit 
oder der öffentlichen Sittlichkeit oder zum Schutz der Rechte 
und Freiheiten anderer notwendig sind.

  Artikel 16	

Schutz der Privatsphäre und Ehre 

(1)  Kein Kind darf willkürlichen oder rechtswidrigen Eingrif­
fen in sein Privatleben, seine Familie, seine Wohnung oder 
seinen Schrittverkehr oder rechtswidrigen Beeinträchtigun­
gen seiner Ehre und seines Rufes ausgesetzt werden.
(2)  Das Kind hat Anspruch auf rechtlichen Schutz gegen sol­
che Eingriffe oder Beeinträchtigungen.

  Artikel 17	

Zugang zu den Medien; Kinder- und Jugendschutz 

Die Vertragsstaaten erkennen die wichtige Rolle der Massen­
medien an und stellen sicher, dass das Kind Zugang hat zu 
Informationen und Material aus einer Vielfalt nationaler und 
internationaler Quellen, insbesondere derjenigen, welche die 
Förderung seines sozialen, seelischen und sittlichen Wohler­
gehens sowie seiner körperlichen und geistigen Gesundheit 
zum Ziel haben. Zu diesem Zweck werden die Vertragsstaaten
a)  die Massenmedien ermutigen, Informationen und Material 
zu verbreiten, die für das Kind von sozialem und kulturellem 
Nutzen sind und dem Geist des Artikels 29 entsprechen;
b)  die internationale Zusammenarbeit bei der Herstellung, 
beim Austausch und bei der Verbreitung dieser Informationen 
und dieses Materials aus einer Vielfalt nationaler und interna­
tionaler kultureller Quellen fördern;
c)  die Herstellung und Verbreitung von Kinderbüchern 
fördern;
d)  die Massenmedien ermutigen, den sprachlichen Bedürf­
nissen eines Kindes, das einer Minderheit angehört oder Ur­
einwohner ist, besonders Rechnung zu tragen;
e)  die Erarbeitung geeigneter Richtlinien zum Schutz des 
Kindes vor Informationen und Material, die sein Wohlerge­
hen beeinträchtigen, fördern, wobei die Artikel 13 und 18 zu 
berücksichtigen sind.

  Artikel 18	

Verantwortung für das Kindeswohl 

(1)  Die Vertragsstaaten bemühen sich nach besten Kräften, 
die Anerkennung des Grundsatzes sicherzustellen, dass bei­
de Elternteile gemeinsam für die Erziehung und Entwicklung 
des Kindes verantwortlich sind. Für die Erziehung und Ent­
wicklung des Kindes sind in erster Linie die Eltern oder gege­
benenfalls der Vormund verantwortlich. Dabei ist das Wohl 
des Kindes ihr Grundanliegen.
(2)  Zur Gewährleistung und Förderung der in diesem Über­
einkommen festgelegten Rechte unterstützen die Vertrags­

Fallbeispiel für Ihren Unterricht

zu Artikel 17
Recht auf Information  
und Medienzugang

Newstime! 
Ayhan will immer alles ganz genau wissen. Nicht  
ohne Grund ist er Chefredakteur der Schülerzeitung. 
Allerdings gerät er deswegen oft mit seiner Mutter 
aneinander: „Solche Nachrichten sind nichts  
für Kinder. Damit könnt ihr doch noch gar nichts 
anfangen!“, meint sie. Hätte sie den Artikel 17 der 
Kinderrechte gelesen, wüsste sie es besser. Was 
steht hier nämlich drin?

Lies zur Beantwortung der Frage den Artikel 17  
der UN-Kinderrechte!
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staaten die Eltern und den Vormund in angemessener Weise 
bei der Erfüllung ihrer Aufgabe, das Kind zu erziehen, und 
sorgen für den Ausbau von Institutionen, Einrichtungen und 
Diensten für die Betreuung von Kindern.
(3)  Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnah­
men, um sicherzustellen, dass Kinder berufstätiger Eltern 
das Recht haben, die für sie in Betracht kommenden Kinder­
betreuungsdienste und -einrichtungen zu nutzen.

  Artikel 19	

Schutz vor Gewaltanwendung, Misshandlung,  
Verwahrlosung

(1)  Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Gesetzge­
bungs-, Verwaltungs-, Sozial- und Bildungsmaßnahmen, 
um das Kind vor jeder Form körperlicher oder geistiger Ge­
waltanwendung, Schadenszufügung oder Misshandlung, 
vor Verwahrlosung oder Vernachlässigung, vor schlechter 
Behandlung oder Ausbeutung einschließlich des sexuellen 
Missbrauchs zu schützen, solange es sich in der Obhut der 
Eltern oder eines Elternteils, eines Vormunds oder anderen 
gesetzlichen Vertreters oder einer anderen Person befindet, 
die das Kind betreut.
(2)  Diverse Schutzmaßnahmen sollen je nach den Gegeben­
heiten wirksame Verfahren zur Aufstellung von Sozialpro­
grammen enthalten, die dem Kind und denen, die es betreuen, 
die erforderliche Unterstützung gewähren und andere Formen 
der Vorbeugung vorsehen sowie Maßnahme zur Aufdeckung, 
Meldung, Weiterverweisung, Untersuchung, Behandlung 
und Nachbetreuung in den in Absatz 1 beschriebenen Fällen 
schlechter Behandlung von Kindern und gegebenenfalls für 
das Einschreiten der Gerichte.

  Artikel 20	

Von der Familie getrennt lebende Kinder; Pflegefamilie; 
Adoption

(1)  Ein Kind, das vorübergehend oder dauernd aus seiner fami­
liären Umgebung herausgelöst wird oder dem der Verbleib in 
dieser Umgebung im eigenen Interesse nicht gestattet werden 
kann, hat Anspruch auf den besonderen Schutz und Beistand 
des Staates.
(2)  Die Vertragsstaaten stellen nach Maßgabe ihres inner­
staatlichen Rechts andere Formen der Betreuung eines sol­
chen Kindes sicher.
(3)  Als andere Form der Betreuung kommt unter anderem die 
Aufnahme in eine Pflegefamilie, die Kafala nach islamischem 
Recht, die Adoption oder, falls erforderlich, die Unterbringung 
in einer geeigneten Kinderbetreuungseinrichtung in Betracht. 
Bei der Wahl zwischen diesen Lösungen sind die erwünschte 
Kontinuität in der Erziehung des Kindes sowie die ethnische, 
religiöse, kulturelle und sprachliche Herkunft des Kindes ge­
bührend zu berücksichtigen.

  Artikel 21	

Adoption 

Die Vertragsstaaten, die das System der Adoption anerkennen 
oder zulassen, gewährleisten, dass dem Wohl des Kindes bei 
der Adoption die höchste Bedeutung zugemessen wird; die 
Vertragsstaaten
a)  stellen sicher, dass die Adoption eines Kindes nur durch 
die zuständigen Behörden bewilligt wird, die nach den an­
zuwendenden Rechtsvorschriften und Verfahren und auf der 
Grundlage aller verlässlichen einschlägigen Informationen 
entscheiden, dass die Adoption angesichts des Status des 
Kindes in Bezug auf Eltern, Verwandte und einen Vormund 
zulässig ist und dass, soweit dies erforderlich ist, die betrof­
fenen Personen in Kenntnis der Sachlage und auf der Grundla­
ge einer gegebenenfalls erforderlichen Beratung der Adoption 
zugestimmt haben;
b)  erkennen an, dass die internationale Adoption als andere 
Form der Betreuung angesehen werden kann, wenn das Kind 
nicht in seinem Heimatland in einer Pflege- oder Adoptions­
familie untergebracht oder wenn es dort nicht in geeigneter 
Weise betreut werden kann;
c)  stellen sicher, dass das Kind im Fall einer internationalen 
Adoption in den Genuss der für nationale Adoptionen gel­
tenden Schutzvorschriften und Normen kommt;
d)  treffen alle geeigneten Maßnahmen, um sicherzustellen, 
dass bei internationaler Adoption für die Beteiligten keine 
unstatthaften Vermögensvorteile entstehen;
e)  fördern die Ziele dieses Artikels gegebenenfalls durch 
den Abschluss zwei- oder mehrseitiger Übereinkünfte und 
bemühen sich in diesem Rahmen sicherzustellen, dass die 
Unterbringung des Kindes in einem anderen Land durch die 
zuständigen Behörden oder Stellen durchgeführt wird.

Fallbeispiel für Ihren Unterricht

zu Artikel 19
Recht auf Schutz vor Gewalt  
und schlechter Behandlung

Ein ungutes Gefühl
Marie spielt Basketball in der Schulmannschaft.  
Luis ist Sportstudent und trainiert die Mannschaft.  
Er ist nett – aber was Marie nicht gefällt, ist,  
dass er sie beim Spielen häufig fotografiert, ohne  
sie zu fragen. Marie fühlt sich unwohl dabei.  
Überhaupt guckt er sie ständig so unangenehm an. 
Am liebsten würde sie deswegen aus der Mann- 
schaft austreten. Marie bedrückt die Situation und  
sie vertraut sich ihrer Klassenlehrerin Frau Soumekh 
an. Diese spricht mit Luis und untersagt ihm, un-
gefragt zu fotografieren. Was kann getan werden,  
um Marie und andere Kinder vor ähnlichen  
Situationen zukünftig zu schützen? Was steht in  
den Kinderrechten dazu?

Lies zur Beantwortung der Frage den Artikel 19  
der UN-Kinderrechte!
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  Artikel 22	

Flüchtlingskinder

(1)  Die Vertragsstaaten treffen geeignete Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass ein Kind, das die Rechtsstellung eines 
Flüchtlings begehrt oder nach Maßgabe der anzuwendenden 
Regeln und Verfahren des Völkerrechts oder des innerstaat­
lichen Rechts als Flüchtling angesehen wird, angemessenen 
Schutz und humanitäre Hilfe bei der Wahrnehmung der Rechte 
erhält, die in diesem Übereinkommen oder in anderen inter­
nationalen Übereinkünften über Menschenrechte oder über 
humanitäre Fragen, denen die genannten Staaten als Vertrags­
parteien angehören, festgelegt sind, und zwar unabhängig da­
von, ob es sich in Begleitung seiner Eltern oder einer anderen 
Person befindet oder nicht.
(2)  Zu diesem Zweck wirken die Vertragsstaaten in der ihnen 
angemessen erscheinenden Weise bei allen Bemühungen mit, 
welche die Vereinten Nationen und andere zuständige zwi­
schenstaatliche oder nichtstaatliche Organisationen, die mit 
den Vereinten Nationen zusammenarbeiten, unternehmen, um 
ein solches Kind zu schützen, um ihm zu helfen und um die 
Eltern oder andere Familienangehörige eines Flüchtlingskinds 
ausfindig zu machen mit dem Ziel, die für eine Familienzusam­
menführung notwendigen Informationen zu erlangen. Können 
die Eltern oder andere Familienangehörige nicht ausfindig ge­
macht werden, so ist dem Kind im Einklang mit den in diesem 
Übereinkommen enthaltenen Grundsätzen derselbe Schutz zu 
gewähren wie jedem anderen Kind, das aus irgendeinem Grund 
dauernd oder vorübergehend aus seiner familiären Umgebung 
herausgelöst ist.

  Artikel 23	

Förderung behinderter Kinder

(1)  Die Vertragsstaaten erkennen an, dass ein geistig oder kör­
perlich behindertes Kind ein erfülltes und menschenwürdiges 
Leben unter Bedingungen führen soll, welche die Würde des 
Kindes wahren, seine Selbständigkeit fördern und seine aktive 
Teilnahme am Leben der Gemeinschaft erleichtern.
(2)  Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des behinderten 
Kindes auf besondere Betreuung an und treten dafür ein und 
stellen sicher, dass dem behinderten Kind und den für seine 
Betreuung Verantwortlichen im Rahmen der verfügbaren Mit­
tel auf Antrag die Unterstützung zuteil wird, die dem Zustand 
des Kindes sowie den Lebensumständen der Eltern oder ande­
rer Personen, die das Kind betreuen, angemessen ist.
(3)  In Anerkennung der besonderen Bedürfnisse eines be­
hinderten Kindes ist die nach Absatz 2 gewährte Unterstüt­
zung soweit irgend möglich und unter Berücksichtigung der 
finanziellen Mittel der Eltern oder anderer Personen, die das 
Kind betreuen, unentgeltlich zu leisten und so zu gestalten, 
dass sichergestellt ist, dass Erziehung, Ausbildung, Gesund­
heitsdienste, Rehabilitationsdienste, Vorbereitung auf das 
Berufsleben und Erholungsmöglichkeiten dem behinderten 
Kind tatsächlich in einer Weise zugänglich sind, die der mög­
lichst vollständigen sozialen Integration und individuellen 
Entfaltung des Kindes einschließlich seiner kulturellen und 
geistigen Entwicklung förderlich ist.
(4)  Die Vertragsstaaten fördern im Geist der internationalen 
Zusammenarbeit den Austausch sachdienlicher Informationen 
im Bereich der Gesundheitsvorsorge und der medizinischen, 

psychologischen und funktionellen Behandlung behinderter 
Kinder einschließlich der Verbreitung von Informationen über 
Methoden der Rehabilitation, der Erziehung und der Berufs­
ausbildung und des Zugangs zu solchen Informationen, um 
es den Vertragsstaaten zu ermöglichen, in diesen Bereichen 
ihre Fähigkeiten und ihr Fachwissen zu verbessern und wei­
tere Erfahrungen zu sammeln. Dabei sind die Bedürfnisse der 
Entwicklungsländer besonders zu berücksichtigen.

  Artikel 24	

Gesundheitsvorsorge

(1)  Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes auf 
das erreichbare Höchstmaß an Gesundheit an sowie auf 
Inanspruchnahme von Einrichtungen zur Behandlung von 
Krankheiten und zur Wiederherstellung der Gesundheit. Die 
Vertragsstaaten bemühen sich sicherzustellen, dass keinem 
Kind das Recht auf Zugang zu derartigen Gesundheitsdiensten 
vorenthalten wird.
(2)  Die Vertragsstaaten bemühen sich, die volle Verwirkli­
chung dieses Rechts sicherzustellen, und treffen insbeson­
dere geeignete Maßnahmen, um
a)  die Säuglings- und Kindersterblichkeit zu verringern;
b)  sicherzustellen, dass alle Kinder die notwendige ärztliche 
Hilfe und Gesundheitsfürsorge erhalten, wobei besonderer 
Nachdruck auf den Ausbau der gesundheitlichen Grundver­
sorgung gelegt wird;
c)  Krankheiten sowie Unter- und Fehlernährung auch im Rah­
men der gesundheitlichen Grundversorgung zu bekämpfen, 
unter anderem durch den Einsatz leicht zugänglicher Technik 
und durch die Bereitstellung ausreichender vollwertiger Nah­
rungsmittel und sauberen Trinkwassers, wobei die Gefahren 
und Risiken der Umweltverschmutzung zu berücksichtigen 
sind;
d)  eine angemessene Gesundheitsfürsorge für Mütter vor 
und nach der Entbindung sicherzustellen;
e)  sicherzustellen, dass allen Teilen der Gesellschaft, insbe­
sondere Eltern und Kindern, Grundkenntnisse über die Ge­
sundheit und Ernährung des Kindes, die Vorteile des Stillens, 
die Hygiene und die Sauberhaltung der Umwelt sowie die 
Unfallverhütung vermittelt werden, dass sie Zugang zu der 
entsprechenden Schulung haben und dass sie bei der Anwen­
dung dieser Grundkenntnisse Unterstützung erhalten;
f )  die Gesundheitsvorsorge, die Elternberatung sowie die 
Aufklärung und die Dienste auf dem Gebiet der Familienpla­
nung auszubauen.
(3)  Die Vertragsstaaten treffen alle wirksamen und geeig­
neten Maßnahmen, um überlieferte Bräuche, die für die Ge­
sundheit der Kinder schädlich sind, abzuschaffen.
(4)  Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die internationale 
Zusammenarbeit zu unterstützen und zu fördern, um fort­
schreitend die volle Verwirklichung des in diesem Artikel an­
erkannten Rechts zu erreichen. Dabei sind die Bedürfnisse der 
Entwicklungsländer besonders zu berücksichtigen.
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  Artikel 25	

Unterbringung 

Die Vertragsstaaten erkennen an, dass ein Kind, das von den 
zuständigen Behörden wegen einer körperlichen oder geisti­
gen Erkrankung zur Betreuung, zum Schutz der Gesundheit 
oder zur Behandlung untergebracht worden ist, das Recht hat 
auf eine regelmäßige Überprüfung der dem Kind gewährten 
Behandlung sowie aller anderen Umstände, die für seine Un­
terbringung von Belang sind.

  Artikel 26	

Soziale Sicherheit 

(1)  Die Vertragsstaaten erkennen das Recht jedes Kindes auf 
Leistungen der sozialen Sicherheit einschließlich der Sozial­
versicherung an und treffen die erforderlichen Maßnahmen, 
um die volle Verwirklichung dieses Rechts in Übereinstim­
mung mit dem innerstaatlichen Recht sicherzustellen.
(2)  Die Leistungen sollen gegebenenfalls unter Berücksich­
tigung der wirtschaftlichen Verhältnisse und der sonstigen 
Umstände des Kindes und der Unterhaltspflichtigen sowie 
anderer für die Beantragung von Leistungen durch das Kind 
oder im Namen des Kindes maßgeblicher Gesichtspunkte ge­
währt werden. 

  Artikel 27	

Angemessene Lebensbedingungen; Unterhalt 

(1)  Die Vertragsstaaten erkennen das Recht jedes Kindes auf 
einen seiner körperlichen, geistigen, seelischen, sittlichen 
und sozialen Entwicklung angemessenen Lebensstandard an.
(2)  Es ist in erster Linie Aufgabe der Eltern oder anderer für 
das Kind verantwortlicher Personen, im Rahmen ihrer Fähig­
keiten und finanziellen Möglichkeiten die für die Entwicklung 
des Kindes notwendigen Lebensbedingungen sicherzustellen. 
(3)  Die Vertragsstaaten treffen gemäß ihren innerstaatlichen 
Verhältnissen und im Rahmen ihrer Mittel geeignete Maßnah­
men, um den Eltern und anderen für das Kind verantwortlichen 
Personen bei der Verwirklichung dieses Rechts zu helfen, und 
sehen bei Bedürftigkeit materielle Hilfs- und Unterstützungs­
programme insbesondere im Hinblick auf Ernährung, Beklei­
dung und Wohnung vor.
(4)  Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, 
um die Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen des Kin­
des gegenüber den Eltern oder anderen finanziell für das Kind 
verantwortlichen Personen sowohl innerhalb des Vertrags­
staats als auch im Ausland sicherzustellen. Insbesondere 
fördern die Vertragsstaaten, wenn die für das Kind finanziell 
verantwortliche Person in einem anderen Staat lebt als das 
Kind, den Beitritt zu internationalen Übereinkünften oder den 
Abschluss solcher Übereinkünfte sowie andere geeignete Re­
gelungen.

  Artikel 28	

Recht auf Bildung; Schule; Berufsausbildung 

(1)  Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes auf 
Bildung an; um die Verwirklichung dieses Rechts auf der 
Grundlage der Chancengleichheit fortschreitend zu erreichen, 
werden sie insbesondere
a)  den Besuch der Grundschule für alle zur Pflicht und unent­
geltlich machen;
b)  die Entwicklung verschiedener Formen der weiterführen­
den Schulen allgemeinbildender und berufsbildender Art 
fördern, sie allen Kindern verfügbar und zugänglich machen 
und geeignete Maßnahmen wie die Einführung der Unentgelt­
lichkeit und die Bereitstellung finanzieller Unterstützung bei 
Bedürftigkeit treffen;
c)  allen entsprechend ihren Fähigkeiten den Zugang zu den 
Hochschulen mit allen geeigneten Mitteln ermöglichen;
d)  Bildungs- und Berufsberatung allen Kindern verfügbar und 
zugänglich machen;
e)  Maßnahmen treffen, die den regelmäßigen Schulbesuch 
fördern und den Anteil derjenigen, welche die Schule vorzeitig 
verlassen, verringern.
(2)  Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, 
um sicherzustellen, dass die Disziplin in der Schule in einer 
Weise gewahrt wird, die der Menschenwürde des Kindes ent­
spricht und im Einklang mit diesem Übereinkommen steht.
(3)  Die Vertragsstaaten fördern die internationale Zusam­
menarbeit im Bildungswesen, insbesondere um zur Besei­
tigung von Unwissenheit und Analphabetentum in der Welt 
beizutragen und den Zugang zu wissenschaftlichen und tech­
nischen Kenntnissen und modernen Unterrichtsmethoden zu 
erleichtern. Dabei sind die Bedürfnisse der Entwicklungslän­
der besonders zu berücksichtigen.

  Artikel 29	

Bildungsziele; Bildungseinrichtungen 

(1)  Die Vertragsstaaten stimmen darin überein, dass die Bil­
dung des Kindes darauf gerichtet sein muss,
a)  die Persönlichkeit, die Begabung und die geistigen und 
körperlichen Fähigkeiten des Kindes voll zur Entfaltung zu 
bringen;
b)  dem Kind Achtung vor den Menschenrechten und Grund­
freiheiten und den in der Charta der Vereinten Nationen ver­
ankerten Grundsätzen zu vermitteln;
c)  dem Kind Achtung vor seinen Eltern, seiner kulturellen 
Identität, seiner Sprache und seinen kulturellen Werten, den 
nationalen Werten des Landes, in dem es lebt, und gegebe­
nenfalls des Landes, aus dem es stammt, sowie vor anderen 
Kulturen als der eigenen zu vermitteln;
d)  das Kind auf ein verantwortungsbewusstes Leben in einer 
freien Gesellschaft im Geist der Verständigung, des Friedens, 
der Toleranz; der Gleichberechtigung der Geschlechter und 
der Freundschaft zwischen allen Völkern und ethnischen, 
nationalen und religiösen Gruppen sowie zu Ureinwohnern 
vorzubereiten;
e)  dem Kind Achtung vor der natürlichen Umwelt zu vermitteln.
(2)  Dieser Artikel und Artikel 28 dürfen nicht so ausgelegt 
werden, dass sie die Freiheit natürlicher oder juristischer Per­
sonen beeinträchtigen, Bildungseinrichtungen zu gründen 
und zu führen, sofern die in Absatz 1 festgelegten Grundsätze 
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beachtet werden und die in solchen Einrichtungen vermittelte 
Bildung den von dem Staat gegebenenfalls festgelegten 
Mindestnormen entspricht.

  Artikel 30	

Minderheitenschutz 

In Staaten, in denen es ethnische, religiöse oder sprachliche 
Minderheiten oder Ureinwohner gibt, darf einem Kind, das 
einer solchen Minderheit angehört oder Ureinwohner ist, nicht 
das Recht vorenthalten werden, in Gemeinschaft mit anderen 
Angehörigen seiner Gruppe seine eigene Kultur zu pflegen, 
sich zu seiner eigenen Religion zu bekennen und sie auszu­
üben oder seine eigene Sprache zu verwenden.

  Artikel 31	

Beteiligung an Freizeit, kulturellem und künstlerischem 
Leben, staatliche Förderung 

(1)  Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes auf 
Ruhe und Freizeit an, auf Spiel und altersgemäße aktive Er­
holung sowie auf freie Teilnahme am kulturellen und künst­
lerischen Leben.
(2)  Die Vertragsstaaten achten und fördern das Recht des 
Kindes auf volle Beteiligung am kulturellen und künst­
lerischen Leben und fördern die Bereitstellung geeigneter 
und gleicher Möglichkeiten für die kulturelle und künstle­
rische Betätigung sowie für aktive Erholung und Freizeit­
beschäftigung.

  Artikel 32	

Schutz vor wirtschaftlicher Ausbeutung

(1)  Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes an, 
vor wirtschaftlicher Ausbeutung geschützt und nicht zu einer 
Arbeit herangezogen zu werden, die Gefahren mit sich brin­
gen, die Erziehung des Kindes behindern oder die Gesundheit 
des Kindes oder seine körperliche, geistige, seelische, sitt­
liche oder soziale Entwicklung schädigen könnte.
(2)  Die Vertragsstaaten treffen Gesetzgebungs-, Verwaltungs-, 
Sozial- und Bildungsmaßnahmen, um die Durchführung dieses 
Artikels sicherzustellen. Zu diesem Zweck und unter Berücksich­
tigung der einschlägigen Bestimmungen anderer internationaler 
Übereinkünfte werden die Vertragsstaaten insbesondere
a)  ein oder mehrere Mindestalter für die Zulassung zur Arbeit 
festlegen;
b)  eine angemessene Regelung der Arbeitszeit und der 
Arbeitsbedingungen vorsehen;
c)  angemessene Strafen oder andere Sanktionen zur wirk­
samen Durchsetzung dieses Artikels vorsehen.

  Artikel 33	

Schutz vor Suchtstoffen 

Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen ein­
schließlich Gesetzgebungs-, Verwaltungs-, Sozial- und Bil­
dungsmaßnahmen, um Kinder vor dem unerlaubten Gebrauch 
von Suchtstoffen und psychotropen Stoffen im Sinne der dies­
bezüglichen internationalen Übereinkünfte zu schützen und 
den Einsatz von Kindern bei der unerlaubten Herstellung die­
ser Stoffe und beim unerlaubten Verkehr mit diesen Stoffen 
zu verhindern.

  Artikel 34	

Schutz vor sexuellem Missbrauch 

Die Vertragsstaaten verpflichten sich, das Kind vor allen 
Formen sexueller Ausbeutung und sexuellen Missbrauchs 
zu schützen. Zu diesem Zweck treffen die Vertragsstaaten 
insbesondere alle geeigneten innerstaatlichen, zweiseitigen 
und mehrseitigen Maßnahmen, um zu verhindern, dass Kinder
a)  zur Beteiligung an rechtswidrigen sexuellen Handlungen 
verleitet oder gezwungen werden;
b)  für die Prostitution oder andere rechtswidrige sexuelle 
Praktiken ausgebeutet werden;
c)  für pornographische Darbietungen und Darstellungen aus­
gebeutet werden.

  Artikel 35	

Maßnahmen gegen Entführung und Kinderhandel 

Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten innerstaatli­
chen, zweiseitigen und mehrseitigen Maßnahmen, um die 
Entführung und den Verkauf von Kindern sowie den Handel 
mit Kindern zu irgendeinem Zweck und in irgendeiner Form 
zu verhindern.

Fallbeispiel für Ihren Unterricht

zu Artikel 31
Recht auf Spiel, Freizeit  
und Erholung

Freizeitstress 
Freitagmorgen, erste Stunde Mathe. Selina ist müde, 
kann sich nicht konzentrieren und gähnt immer 
wieder. Ihr Lehrer Herr Lehmann fragt sie nach dem 
Unterricht: „Sag mal Selina, was ist los mit dir?  
Mathe macht dir doch sonst Spaß.“ „Ich bin heute 
total müde“, erklärt Selina. „Ich hab nach der  
Schule immer so viel zu tun: Montag Fußballtraining, 
Dienstag Klavierunterricht, Mittwoch muss ich 
nachmittags zur Englisch-Nachhilfe, Donnerstag 
Zeichenkurz und freitags bin ich dann immer völlig 
k.o.!“ „Verstehe!“, antwortet Herr Lehmann und  
kratzt sich am Kinn. „Vielleicht sollte ich deinen 
Eltern einmal erklären, dass Kinder auch ein Recht 
darauf haben, zu spielen oder sich einfach mal 
auszuruhen …“ Was steht denn in den Kinderrechten 
dazu?

Lies zur Beantwortung der Frage den Artikel 31  
der UN-Kinderrechte!
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  Artikel 36	

Schutz vor sonstiger Ausbeutung 

Die Vertragsstaaten schützen das Kind vor allen sonstigen 
Formen der Ausbeutung, die das Wohl des Kindes in irgendei­
ner Weise beeinträchtigen.

  Artikel 37	

Verbot der Folter, der Todesstrafe, lebenslanger Freiheits-
strafe, Rechtsbeistandschaft 

Die Vertragsstaaten stellen sicher,
a)  dass kein Kind der Folter oder einer anderen grausamen, 
unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung oder Strafe 
unterworfen wird. Für Straftaten, die von Personen vor Voll­
endung des achtzehnten Lebensjahrs begangen worden sind, 
darf weder die Todesstrafe noch lebenslange Freiheitsstrafe 
ohne die Möglichkeit vorzeitiger Entlassung verhängt werden;
b)  dass keinem Kind die Freiheit rechtswidrig oder willkür­
lich entzogen wird. Festnahme, Freiheitsentziehung oder Frei­
heitsstrafe darf bei einem Kind im Einklang mit dem Gesetz 
nur als letztes Mittel und für die kürzeste angemessene Zeit 
angewendet werden;
c)  dass jedes Kind, dem die Freiheit entzogen ist, menschlich 
und mit Achtung vor der dem Menschen innewohnenden Wür­
de und unter Berücksichtigung der Bedürfnisse von Personen 
seines Alters behandelt wird. Insbesondere ist jedes Kind, 
dem die Freiheit entzogen ist, von Erwachsenen zu trennen, 
sofern nicht ein anderes Vorgehen als dem Wohl des Kindes 
dienlich erachtet wird; jedes Kind hat das Recht, mit seiner 
Familie durch Briefwechsel und Besuche in Verbindung zu 
bleiben, sofern nicht außergewöhnliche Umstände vorliegen;
d)  dass jedes Kind, dem die Freiheit entzogen ist, das Recht 
auf umgehenden Zugang zu einem rechtskundigen oder an­
deren geeigneten Beistand und das Recht hat, die Rechtmä­
ßigkeit der Freiheitsentziehung bei einem Gericht oder einer 
anderen zuständigen, unabhängigen und unparteiischen Be­
hörde anzufechten, sowie das Recht auf alsbaldige Entschei­
dung in einem solchen Verfahren.

  Artikel 38	

Schutz bei bewaffneten Konflikten; Einziehung zu  
den Streitkräften 

(1)  Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die für sie verbind­
lichen Regeln des in bewaffneten Konflikten anwendbaren hu­
manitären Völkerrechts, die für das Kind Bedeutung haben, zu 
beachten und für deren Beachtung zu sorgen.
(2)  Die Vertragsstaaten treffen alle durchführbaren Maßnah­
men, um sicherzustellen, dass Personen, die das fünfzehnte 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben, nicht unmittelbar an 
Feindseligkeiten teilnehmen.
(3)  Die Vertragsstaaten nehmen davon Abstand, Personen, 
die das fünfzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet haben 
zu ihren Streitkräften einzuziehen. Werden Personen zu den 
Streitkräften eingezogen, die zwar das fünfzehnte, nicht aber 
das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben, so bemühen sich 
die Vertragsstaaten, vorrangig die jeweils ältesten einzuziehen.
(4)  Im Einklang mit ihren Verpflichtungen nach dem humani­
tären Völkerrecht, die Zivilbevölkerung in bewaffneten Kon­

flikten zu schützen, treffen die Vertragsstaaten alle durch­
führbaren Maßnahmen, um sicherzustellen, dass von einem 
bewaffneten Konflikt betroffene Kinder geschützt und betreut 
werden.

  Artikel 39	

Genesung und Wiedereingliederung geschädigter Kinder
 
Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, 
um die physische und psychische Genesung und die sozi­
ale Wiedereingliederung eines Kindes zu fördern, das Opfer 
irgendeiner Form von Vernachlässigung, Ausbeutung oder 
Misshandlung, der Folter oder einer anderen Form grausamer, 
unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe 
oder aber bewaffneter Konflikte geworden ist. Die Genesung 
und Wiedereingliederung müssen in einer Umgebung stattfin­
den, die der Gesundheit, der Selbstachtung und der Würde des 
Kindes förderlich ist.

  Artikel 40	

Behandlung des Kindes in Strafrecht und Strafverfahren 

(1)  Die Vertragsstaaten erkennen das Recht jedes Kindes an, 
das der Verletzung der Strafgesetze verdächtigt, beschuldigt 
oder überführt wird, in einer Weise behandelt zu werden, die 
das Gefühl des Kindes für die eigene Würde und den eigenen 
Wert fördert, seine Achtung vor den Menschenrechten und 
Grundfreiheiten anderer stärkt und das Alter des Kindes sowie 
die Notwendigkeit berücksichtigt, seine soziale Wiedereinglie­
derung sowie die Übernahme einer konstruktiven Rolle in der 
Gesellschaft durch das Kind zu fördern.
(2)  Zu diesem Zweck stellen die Vertragsstaaten unter Be­
rücksichtigung der einschlägigen Bestimmungen internatio­
naler Übereinkünfte insbesondere sicher,
a)  dass kein Kind wegen Handlungen oder Unterlassungen, 
die zur Zeit ihrer Begehung nach innerstaatlichem Recht oder 
Völkerrecht nicht verboten waren, der Verletzung der Strafge­
setze verdächtigt, beschuldigt oder überführt wird;
b)  dass jedes Kind, das einer Verletzung der Strafgesetze 
verdächtigt oder beschuldigt wird, Anspruch auf folgende 
Mindestgarantien hat:
I)  bis zum gesetzlichen Nachweis der Schuld als unschuldig 
zu gelten,
II)  unverzüglich und unmittelbar über die gegen das 
Kind erhobenen Beschuldigungen unterrichtet zu werden, 
gegebenenfalls durch seine Eltern oder seinen Vormund, und 
einen rechtskundigen oder anderen geeigneten Beistand zur 
Vorbereitung und Wahrnehmung seiner Verteidigung zu er­
halten,
III)  seine Sache unverzüglich durch eine zuständige Behörde 
oder ein zuständiges Gericht, die unabhängig und unpartei­
isch sind, in einem fairen Verfahren entsprechend dem Gesetz 
entscheiden zu lassen, und zwar in Anwesenheit eines rechts­
kundigen oder anderen geeigneten Beistands sowie – sofern 
dies nicht insbesondere in Anbetracht des Alters oder der 
Lage des Kindes als seinem Wohl widersprechend angese­
hen wird – in Anwesenheit seiner Eltern oder seines Vormunds,
IV)  nicht gezwungen zu werden, als Zeuge auszusagen oder 
sich schuldig zu bekennen, sowie die Belastungszeugen zu 
befragen oder befragen zu lassen und das Erscheinen und die 
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Vernehmung der Entlastungszeugen unter gleichen Bedin­
gungen zu erwirken,
V)  wenn es einer Verletzung der Strafgesetze überführt ist, 
diese Entscheidung und alle als Folge davon verhängten Maß­
nahmen durch eine zuständige übergeordnete Behörde oder 
ein zuständiges höheres Gericht, die unabhängig und unpar­
teiisch sind, entsprechend dem Gesetz nachprüfen zu lassen,
VI)  die unentgeltliche Hinzuziehung eines Dolmetschers zu 
verlangen, wenn das Kind die Verhandlungssprache nicht ver­
steht oder spricht,
VII)  sein Privatleben in allen Verfahrensabschnitten voll ge­
achtet zu sehen.
(3)  Die Vertragsstaaten bemühen sich, den Erlass von Ge­
setzen sowie die Schaffung von Verfahren, Behörden und 
Einrichtungen zu fördern, die besonders für Kinder, die einer 
Verletzung der Strafgesetze verdächtigt, beschuldigt oder 
überführt werden, gelten oder zuständig sind; insbesondere
a)  legen sie ein Mindestalter fest, das ein Kind erreicht haben 
muss, um als strafmündig angesehen zu werden,
b)  treffen sie, soweit dies angemessen und wünschenswert 
ist, Maßnahmen, um den Fall ohne ein gerichtliches Verfahren 
zu regeln, wobei jedoch die Menschenrechte und die Rechts­
garantien uneingeschränkt beachtet werden müssen.
(4)  Um sicherzustellen, dass Kinder in einer Weise behandelt 
werden, die ihrem Wohl dienlich ist und ihren Umständen so­
wie der Straftat entspricht, muss eine Vielzahl von Vorkeh­
rungen zur Verfügung stehen, wie Anordnungen über Betreu­
ung, Anleitung und Aufsicht, wie Beratung, Entlassung auf 
Bewährung, Aufnahme in eine Pflegefamilie, Bildungs- und 
Berufsbildungsprogramme und andere Alternativen zur Heim­
erziehung.

  Artikel 41	

Weitergehende inländische Bestimmungen 

Dieses Übereinkommen lässt zur Verwirklichung der Rechte 
des Kindes besser geeignete Bestimmungen unberührt, die 
enthalten sind
(1)  im Recht eines Vertragsstaats oder
(2)  in dem für diesen Staat geltenden Völkerrecht.

Präambel, Teil II und III

Der UN-Kinderrechtskonvention ist eine Präambel 
vorangestellt, welche die Absichten und Zwecke  
der Vertragsstaaten wiedergibt. Teil II und III, die  
die Artikel 42–54 umfassen, widmen sich der  
Bekanntmachung, Umsetzung und Rechtsfragen der  
UN-Kinderrechtskonvention. Diese Bereiche sind  
hier nicht aufgeführt. 

Sie finden die komplette UN-Kinderrechtskonvention 
online: 

Fachseite zu Kinderrechten 
www.kinderrechte.de/un-kinderrechtskonvention
Allgemeine Internetseite  
des Deutschen Kinderhilfswerkes 
www.dkhw.de
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Auch Kinder können – und sollen! – sich informieren.
Die Kinder-Internetseite des Deutschen Kinderhilfswerkes 
www.kindersache.de informiert Kinder zwischen 8 und 13 
Jahren altersgerecht und spielerisch über ihre Rechte. Kinder 
können hier interaktiv mitwirken, Kommentare hinterlas­
sen, Artikel schreiben und vieles mehr. Und das sicher sowie 
werbefrei. www.kindersache.de

Seit über 40 Jahren setzt sich das Deutsche Kinderhilfswerk 
für Kinder in Deutschland und für ihre Rechte ein. Unser Ziel 
ist dabei ein kinderfreundliches und gerechtes Deutschland, 
in dem alle Kinder unabhängig ihrer Herkunft die gleichen 
Chancen haben.
Konkret bedeutet das: Mit eigenen Materialien, Veranstal­
tungen und Projekten informieren wir Kinder und Erwachsene 
über die Kinderrechte und qualifizieren Fachkräfte, die mit 
Kindern und Jugendlichen arbeiten. Wir helfen Kindern und ih­
ren Familien in Armut und fördern bundesweit Projekte zu den 
Themen Spiel und Bewegung, kulturelle Bildung und Medien­
kompetenz unter der Voraussetzung der aktiven Mitgestaltung 
von Kindern und Jugendlichen. Und nicht zuletzt rücken wir die 
Kinderrechte bei politischen Entscheidungstragenden konse­
quent in den Fokus. 

So setzt sich das  
Deutsche Kinderhilfswerk  
für die Kinderrechte ein

Informationen für Kinder


